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EDITORIAL Sehr geehrte Damen und Herren,

vor einigen Wochen hat die Bundesregierung den Gesetzentwurf zur weiteren steuerlichen Förderung 
der Elektromobilität und zur Änderung weiterer steuerlicher Vorschriften veröffentlicht. Von dem Titel 
des Gesetzes sollte man sich jedoch nicht irritieren lassen, denn es handelt sich um ein typisches  
Jahressteuergesetz. In dem Entwurf wird eine Vielzahl von kleinen und größeren Regelungen in ver-
schiedenen Steuergesetzen angepasst. Zumeist handelt es sich um redaktionelle Änderungen bzw. 
Anpassungen an die Rechtsprechung. 

Enthalten ist aber auch eine erhebliche Verschärfung des Grunderwerbsteuergesetzes im Zusammen-
hang mit sog. Share Deals. Danach soll bei grundstückshaltenden Personengesellschaften (und künftig 
auch bei grundstückshaltenden Kapitalgesellschaften) die Schwelle für schädliche Gesellschafterwechsel  
von 95 % auf 90 % gesenkt und der Betrachtungszeitraum von fünf auf zehn Jahre verlängert werden. 

Einen Überblick über diese und die weiteren im Jahressteuergesetz 2019 enthaltenen Änderungen 
haben wir an den Anfang des Rundschreibens platziert. Zudem stellen wir weitere Gesetzesvorhaben 
der Bundesregierung, z. B. das Forschungszulagengesetz, vor.

Ich wünsche Ihnen eine spannende Lektüre und einen schönen Sommer 2019!

Mit freundlichen Grüßen
Ihre Sabrina Böllerschen
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WICHTIGE FRISTEN UND TERMINE 2019 

 
Juli
31.07.2019	 Frist für die Abgabe von Jahressteuererklärungen 2018. Grundsätzliche 

Fristverlängerung bis 28.2.2020, wenn die Steuererklärung durch einen 
Steuerberater erstellt wird.

31.07.2019	 Frist zur Dokumentation für Leistungsbezüge bei Zuordnungswahlrechten 
zum Unternehmens- oder Privatvermögen zwecks Sicherstellung des Vor-
steuerabzugs

31.07.2019	 Meldung zur EEG-Umlagenbefreiung an die Bundesnetzagentur

August
31.08.2019	 Feststellung des geprüften Jahresabschlusses zum 31.12.2018 sowie 

Beschluss über die Ergebnisverwendung des Geschäftsjahres 2018 für 
große und mittelgroße GmbHs. Entsprechende Gesellschaften mit einem 
vom Kalenderjahr abweichenden Geschäftsjahr haben zu beachten, dass 
die Frist zur Feststellung des Jahresabschlusses und für den Beschluss 
über die Ergebnisverwendung acht Monate nach Ablauf des Geschäftsjah-
res endet.

31.08.2019	 Anmeldung von Umwandlungen beim Handelsregister: Verschmelzungen,  
Spaltungen u. ä. Vorgänge müssen bis zum 31.8.2019 beim Handels
register angemeldet werden, um steuerlich ggf. auf den 31.12.2018 
zurückwirken zu können.

September
30.09.2019	 Ablauf der Antragsfrist für Vorsteuervergütungsanträge 2018 durch deutsche 

und ausländische EU-Unternehmen. Die Anträge sind elektronisch bei der 
Finanzbehörde im Ansässigkeitsstaat einzureichen.

Oktober
31.10.2019	 Abfrage der Kirchensteuerabzugsmerkmale der Gesellschafter – entfällt 

für Kapitalgesellschaften, bei denen eine Ausschüttung im Jahr 2020 sehr 
unwahrscheinlich oder bei denen kein Gesellschafter eine natürliche Person 
ist. Weitere Ausnahmen lassen sich dem regelmäßig aktualisierten „Fragen- 
& Antworten-Katalog“ des Bundeszentralamts für Steuern entnehmen.

November
15.11.2019	 Antrag auf nachträgliche Herabsetzung der Gewerbesteuervorauszahlungen 

2019 bei nachweislich geringeren Gewinnen 
30.11.2019	 Antrag auf Lohnsteuerermäßigung für 2019: Arbeitnehmer können im  

Rahmen des Lohnsteuerverfahrens einen persönlichen Freibetrag für  
Werbungskosten beantragen, der den Lohnsteuerabzug reduziert.

30.11.2019	 Feststellung des Jahresabschlusses zum 31.12.2018 sowie Beschluss über 
die Ergebnisverwendung des Geschäftsjahres 2018 für kleine GmbHs.  
Entsprechende Gesellschaften mit einem vom Kalenderjahr abweichen-
den Geschäftsjahr haben zu beachten, dass die Frist zur Feststellung des 
Jahresabschlusses und für den Beschluss über die Ergebnisverwendung elf 
Monate nach Ablauf des Geschäftsjahres endet.

Hinweis: 	 Die Übersicht enthält lediglich eine Auswahl an besonderen Fristen. Regel-
mäßig wiederkehrende Fristen und Termine, z. B. Umsatz- und Lohnsteuervor-
anmeldungen, Kapitalertragsteueranmeldungen oder auch Zahlungstermine, 
bleiben zugunsten der Prägnanz ungenannt. 

 

Für 
Alle Steuerpflichtigen

Umsatzsteuerpflichtige

Eigenstromerzeuger

Gesellschafter einer großen oder mit-
telgroßen GmbH

Unternehmen, die Umstrukturierun-
gen planen

Deutsche und ausländische EU-Unter-
nehmen mit Eingangsrechnungen aus 
dem EU-Ausland

Kapitalgesellschaften

Gewerbesteuerpflichtige

Arbeitnehmer

Gesellschafter einer kleinen GmbH
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	 STEUERN 

Jahressteuergesetz 2019
 
Die Bundesregierung hat am 8.5.2019 den Gesetzentwurf zur weiteren steuerlichen  
Förderung der Elektromobilität und zur Änderung weiterer steuerlicher Vorschriften (sog. 
Jahressteuergesetz 2019) veröffentlicht. Das Gesetzgebungsverfahren hat gerade erst 
begonnen, sodass noch mit Änderungen zu rechnen ist.

Der Gesetzentwurf enthält umfangreiche steuerliche Änderungen, von denen wir nur einige 
wichtige nennen:

Einkommensteuer
¡¡ Für rein elektrische Lieferfahrzeuge wird eine Sonderabschreibung in Höhe von 50 % 

im Jahr der Anschaffung eingeführt.

¡¡ Zur Förderung alternativer Wohnformen, z. B. Wohnen gegen Hilfe, werden Sachleis-
tungen des Wohnungsinhabers und des Helfenden von der Einkommensteuer befreit.

¡¡ Verluste aus Termingeschäften werden künftig nicht mehr anerkannt, wenn der Steuer-
pflichtige die Option wegen wirtschaftlicher Unattraktivität verfallen lässt.

¡¡ Künftig sollen die durch den Ausfall von Kapitalforderung oder die Ausbuchungen von 
Aktien im privaten Bereich entstandenen Verluste steuerlich nicht mehr berücksichtigt 
werden können. Dies gilt auch für Verluste aus der Veräußerung von wertlosen Wirt-
schaftsgütern.

Gewerbesteuer
¡¡ Die gewerbesteuerliche Hinzurechnung von Miet- und Leasingaufwand für reine Elektro

fahrzeuge sowie extern aufladbare Hybridelektrofahrzeuge wird halbiert.

Grunderwerbsteuer
¡¡ Für grundstückshaltende Personengesellschaften soll bei Gesellschafterwechseln von 

90 % (bisher: 95 %) innerhalb von zehn Jahren (bisher: fünf Jahren) Grunderwerbsteuer 
anfallen. Eine entsprechende Regelung wird erstmals auch für Kapitalgesellschaften 
eingeführt. Außerdem soll bei Kapitalgesellschaften die Besteuerung ausgelöst werden, 
wenn ein Gesellschafter 90 % (bisher: 95 %) der Anteile erwirbt oder seine Beteiligungs-
quote auf 90 % (bisher: 95 %) erhöht. 

Lohnsteuer
¡¡ Die Definition von (steuerfreiem) Sachlohn wird eingeschränkt. Dadurch sollen Gestal-

tungen mit Geldkarten oder Gutscheinen vermieden werden. Hierfür wäre die Anwen-
dung der monatlichen Sachbezugsfreigrenze von 44 € oder eine Pauschalbesteuerung 
dann nicht mehr möglich. Ein beim Aussteller einzulösender Gutschein, z. B. ein Tank-
gutschein der Tankstelle A, soll weiterhin Sachlohn bleiben.

¡¡ Die Verpflegungspauschalen werden geringfügig angehoben. 

¡¡ Für Berufskraftfahrer werden neue Pauschbeträge von täglich 8 € bei Übernachtung 
im Fahrzeug eingeführt.

¡¡ Der geldwerte Vorteil aus der Gewährung eines Jobtickets im Rahmen einer Entgeltum-
wandlung kann künftig pauschal mit 25 % Lohnsteuer versteuert werden.

Für alle Steuerpflichtigen

Die Bundesregierung hat am 8.5.2019 
den Gesetzentwurf zum sog. Jahres-
steuergesetz 2019 beschlossen.

Die wesentlichen Änderungen  
betreffen:

– Sonderabschreibung für reine  
Elektrolieferfahrzeuge

– Förderung alternativer Wohnformen

– Keine Anerkennung bestimmter  
Verluste aus Termingeschäften

– Neuregelungen beim Ausfall von 
Kapitalanlagen

– Kürzung der Hinzurechnung von 
Miet- und Leasingaufwand für  
Elektrofahrzeuge

– Verschärfung der Grunderwerb-
steuer

– Verschärfung der Anforderungen zur 
Anerkennung von Sachlohn

– Erhöhung der Verpflegungs- 
pauschalen

– Neue Pauschbeträge für Berufskraft-
fahrer

– Pauschalbesteuerung von Jobtickets
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– Verlängerung der steuerfreien 
Überlassung von Fahrrädern 

– Verlängerung des Steuervorteils 
bei der Privatnutzung von Elektro- 
und Hybridfahrzeugen 

– Neue Voraussetzungen für die  
Steuerfreiheit von innergemein-
schaftlichen Lieferungen

– Neue Zuordnungsregelungen bei 
Reihengeschäften

– Vereinfachungsregelung für  
Konsignationslager

Für Unternehmen mit Forschungs­
aktivitäten
Die Bundesregierung will die (Grund-
lagen-)Forschung und Entwicklung  
in steuerpflichtigen Unternehmen 
durch eine Zulage fördern.

Bemessungsgrundlage sind die auf 
die Forschungstätigkeit entfallenden 
Arbeitslöhne. Die Forschungszulage 
beträgt 25 % der Bemessungsgrund-
lage, maximal 500.000 € pro Jahr

und bleibt steuerfrei.

¡¡ Die Steuerbefreiung des geldwerten Vorteils aus der Überlassung eines betrieblichen 
Fahrrads wird bis zum 31.12.2030 verlängert.

¡¡ Die Halbierung des Bruttolistenpreises für bestimmte Elektro- und Hybridfahrzeuge 
bei der Ermittlung des geldwerten Vorteils für die Privatnutzung verlängert sich bis 
zum 31.12.2030.

 
Umsatzsteuer
¡¡ Innergemeinschaftliche Lieferungen sollen künftig nur noch dann umsatzsteuerfrei 

sein, wenn der Leistungsempfänger eine gültige ausländische Umsatzsteueridentifika-
tionsnummer verwendet und der liefernde Unternehmer seine Pflicht zur fristgerechten 
Abgabe einer zutreffenden Zusammenfassenden Meldung erfüllt. Offenbleibt, wie die 
Nachweisführung durch den liefernden Unternehmer konkret erfolgen soll.

¡¡ Bei Reihengeschäften, in denen ein Abnehmer den Warentransport organisiert, der 
gleichzeitig liefernder Unternehmer ist (sog. Zwischenhändler), wird die Frage der 
Zuordnung der bewegten Lieferung zukünftig durch die Verwendung bzw. Nichtver-
wendung der inländischen Umsatzsteueridentifikationsnummer bestimmt.

¡¡ Neu eingeführt wird die Regelung von innergemeinschaftlichen Lieferungen in ein Kon-
signationslager. Diese soll für die gesetzlich bestimmten Fälle eine Vereinfachung der 
bisherigen umsatzsteuerlichen Handhabung darstellen. Es sind eine Reihe von Auf-
zeichnungs- und Dokumentationspflichten sowohl für den liefernden Unternehmer als 
auch für den empfangenden Unternehmer vorgesehen.

Die Neuregelungen sollen zum 1.1.2020 in Kraft treten.

Forschungszulagengesetz
 
Die Bundesregierung hat am 22.5.2019 den Entwurf eines Gesetzes zur steuerlichen För-
derung von Forschung und Entwicklung (sog. Forschungszulagengesetz) veröffentlicht, das 
mit Wirkung ab dem 1.1.2020 in Kraft treten soll. 

Begünstigt werden sollen unbeschränkt und beschränkt steuerpflichtige Unternehmen, die 
in der Grundlagenforschung, der angewandten Forschung und/oder der experimentellen 
Entwicklung tätig sind. 

Die Forschungszulage kann jeweils nach Ablauf eines Wirtschaftsjahres für die entstande-
nen Aufwendungen beantragt werden. Dem Antrag ist eine Bescheinigung für jedes For-
schungsvorhaben beizufügen, die von einer noch zu bestimmenden Stelle einzuholen ist.

Bemessungsgrundlage der Forschungszulage ist der auf die tatsächliche Forschungstätig-
keit entfallende Arbeitslohn zuzüglich eines Aufschlags von 20 %, der die Arbeitgeberan-
teile zur Sozialversicherung vereinfacht erfassen soll. Die Forschungszulage beträgt 25 % 
der Bemessungsgrundlage und maximal 500.000 € pro Wirtschaftsjahr. Sie darf neben 
anderen Förderungen beantragt werden. Die förderfähigen Arbeitslöhne dürfen aber nur 
einmal im Rahmen der Gesamtförderung berücksichtigt werden.

Die Forschungszulage bleibt steuerfrei.
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Für derzeitige und künftige Immo­
bilienbesitzer
Bis Ende Juni fand eine Länder- und 
Verbändeanhörung zum Entwurf des 
neuen Gebäudeenergiegesetzes statt.

Ab 2021 müssen private Neubauten 
dem Niedrigstenergie-Standard ent-
sprechen.

Außerdem soll eine Sonderabschrei-
bung für energetische Sanierungen 
eingeführt werden.

Für Arbeitgeber, Arbeitnehmer und 
Selbstständige mit Auslandseinsätzen
Arbeitnehmer und Selbstständige 
müssen bei Tätigkeiten im europäi-
schen Ausland ihre Mitgliedschaft in 
der deutschen Sozialversicherung mit 
der A1-Bescheinigung nachweisen.
Auf die Dauer der Auslandstätigkeit 
kommt es nicht an.

Ohne Vorlage der A1-Bescheinigung 
drohen Sozialversicherungsbeiträge 
im Tätigkeitsstaat und hohe Buß
gelder.

Die A1-Bescheinigung ist recht-
zeitig vor Reisebeginn zu beantra-
gen. Die Bearbeitung dauert bei 
Arbeitnehmern bis zu drei Tage, bei 
Selbstständigen deutlich länger.

Gebäudeenergiegesetz
 
Zwischen dem Bundeswirtschaftsministerium und dem Bundesinnenministerium befindet 
sich derzeit der Entwurf eines Gesetzes zur Vereinheitlichung des Energieeinsparrechts für 
Gebäude (sog. Gebäudeenergiegesetz) in der Abstimmung. Bis Ende Juni lief eine Länder- 
und Verbändeanhörung, in deren Rahmen Stellungnahmen mit Verbesserungsvorschlägen 
eingereicht werden konnten.

Das neue Gebäudeenergiegesetz soll die drei bisherigen Gesetze, nämlich das Energie
einsparungsgesetz, die Energieeinsparverordnung und das Erneuerbare-Energien-Wärme-
gesetz, zusammenführen. Zudem wird die Europäische Gebäuderichtlinie in nationales 
Recht umgesetzt. Ab 2019 müssen öffentliche und ab 2021 auch private Neubauten dem 
Niedrigstenergie-Standard entsprechen.

Für die energetische Sanierung von Bestandsgebäuden soll eine Sonderabschreibung 
eingeführt werden. Bei der Ermittlung der Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung 
könnte künftig eine Abschreibung von 5 % über 20 Jahre (bisher: 2 % über 50 Jahre) 
abgezogen werden. Bei Einfamilienhäusern könnte die Steuerförderung bei 20 % der 
Kosten liegen.

Da das Gesetzgebungsverfahren erst ganz am Anfang steht, ist noch mit weiteren umfang-
reichen Änderungen zu rechnen.

A1-Bescheinigung bei europäischen Dienstreisen
 
Arbeitnehmer und Selbstständige, die außerhalb ihres Heimatlandes arbeiten, müssen die 
sog. A1-Bescheinigung bei sich tragen. Mit dieser Bescheinigung können sie nachweisen, 
dass sie in ihrem Heimatland versichert sind und somit im europäischen Tätigkeitsland 
keine Sozialversicherungsbeiträge zahlen müssen. 

Die Bescheinigung wird bei Entsendungen und auch bei Dienstreisen in oder durch die  
Länder der europäischen Union, Island, Liechtenstein, Norwegen und die Schweiz benötigt,  
selbstverständlich auch für Lkw-Fahrer. Auf die Dauer der Reisen kommt es nicht an. Selbst 
wer auf dem Weg nach Belgien nur wenige Kilometer durch die Niederlande fährt, sollte für 
beide Länder eine A1-Bescheinigung einholen. Der Plan, das A1-Erfordernis bei Dienstrei-
sen abzuschaffen, wurde bisher noch nicht umgesetzt. 

Wird die A1-Bescheinigung bei einer Kontrolle nicht vorgelegt, können die ausländischen  
Behörden sofort Sozialversicherungsbeiträge nach dem jeweiligen Landesrecht und hohe 
Bußgelder fordern. Außerdem kann dem Arbeitnehmer der Zutritt zu dem jeweiligen  
Firmen- bzw. Werksgelände verweigert werden. 

Der Kontrolldruck wird sich künftig stark erhöhen, da alle Mitgliedstaaten mittlerweile ein 
System etabliert haben, das den Datenaustausch zwischen den europäischen Sozialver
sicherungsträgern zur Überprüfung der A1-Bescheinigungen ermöglicht. 

Die A1-Bescheinigung ist bei der Krankenkasse zu beantragen, bei der der Arbeitnehmer 
versichert ist. Der Antrag ist für Arbeitnehmer elektronisch, z. B. im Rahmen des Entgelt-
abrechnungsprogramms, zu stellen. Die Bescheinigung wird noch nicht in Echtzeit erteilt, 
sodass der Antrag rechtzeitig vor Reisebeginn zu stellen ist. Es ist mit einer Bearbeitungs-
zeit von drei Tagen zu rechnen. Selbstständige müssen ihre Anträge in Papierform stellen 
und warten oft deutlich länger auf die Bescheinigung.
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Sowohl bei sporadischen als auch bei regelmäßigen kurzen Auslandsaufenthalten muss 
immer wieder ein neuer Antrag für den jeweiligen Zeitraum gestellt werden. Eine Dauer-
bescheinigung wird in der Regel nicht ausgestellt. 

Handlungsbedarf bei älteren Ergebnisabführungsverträgen
 
Auch vor dem 1.1.2006 abgeschlossene Ergebnisabführungsverträge mit Tochter-GmbHs 
müssen, um steuerlich anerkannt zu werden, u.a. einen Hinweis auf die Verjährungsrege-
lung des Aktiengesetzes enthalten. Dies entschied der Bundesfinanzhof am 10.5.2017 ent-
gegen einer seit vielen Jahren geltenden Billigkeitsregelung der Finanzverwaltung. 

Fehlt bei solchen Ergebnisabführungsverträgen ein Hinweis auf die Verjährungsrege-
lung und sollen die Verträge über das Jahr 2020 hinaus gelten, müssen diese bis zum 
31.12.2019 angepasst werden. Dies teilte das Bundesfinanzministerium am 3.4.2019 mit. 
Eine solche Anpassung wird steuerlich nicht als Neuabschluss gewertet, sodass die für die 
steuerliche Anerkennung eines Ergebnisabführungsvertrags erforderliche Mindestlaufzeit 
von fünf Jahren nicht erneut beginnt. 

Vorläufige Festsetzung von Nachzahlungs- und Erstattungszinsen
 
Erfolgen Steuerzahlungen oder -erstattungen später als 15 Monate nach Ablauf des jewei
ligen Steuerjahres, sind Zinsen in Höhe von 6 % pro Jahr zu zahlen oder zu erstatten. Bereits 
mehrfach haben wir berichtet, dass der Bundesfinanzhof insbesondere für Zeiträume ab 
dem Jahr 2012 schwerwiegende Zweifel an der Verfassungsmäßigkeit des hohen Zinssat-
zes hat. Nun muss das Bundesverfassungsgericht entscheiden.

Gemäß einem Schreiben des Bundesfinanzministeriums vom 2.5.2019 ist in Steuerbe-
scheiden mit Zinsfestsetzungen ab sofort der Vermerk aufzunehmen, dass die Zinsen „vor-
läufig hinsichtlich der Verfassungsmäßigkeit der Höhe des Zinssatzes von 0,5 % pro Monat“ 
festgesetzt werden. Ist dieser Hinweis im Bescheid enthalten, muss im Falle von Nach-
zahlungszinsen kein Einspruch mehr eingelegt werden, um von einer günstigen Entschei-
dung des Bundesverfassungsgerichts zu profitieren. Überhöhte Zinsen werden dann spä-
ter automatisch erstattet. Weitere Anträge muss nur derjenige stellen, der die Zinsen erst 
gar nicht zahlen möchte.

Bei diesem neuen Vorläufigkeitsvermerk müssen Steuerpflichtige aber auch damit rechnen, 
erhaltene Erstattungszinsen später (ggf. teilweise) wieder zurückzahlen zu müssen, wenn 
das Bundesverfassungsgericht die Zinshöhe als verfassungswidrig beurteilt.

Für Unternehmen mit Ergebnis­
abführungsverträgen

Ergebnisabführungsverträge ohne  
Verjährungsregelungen gemäß dem 
Aktiengesetz, die vor dem 1.1.2006 
abgeschlossen wurden und über das 
Jahr 2020 hinaus gelten sollen,  
müssen bis zum 31.12.2019 angepasst 
werden. 

Für alle Steuerpflichtigen

Ab sofort sind Einsprüche gegen Zins-
bescheide mit Nachzahlungszinsen 
nicht mehr erforderlich, wenn in  
die Bescheide der neue Vorläufigkeits
vermerk aufgenommen wurde.

Zinsfestsetzungen können dann ohne 
Weiteres auch zulasten der Steuer-
pflichtigen korrigiert werden.

Hinweis: 
Die entsprechende Änderung eines Ergebnisabführungsvertrags erfordert Gesellschaf-
terbeschlüsse bei allen beteiligten Unternehmen und die Eintragung der Änderung im 
Handelsregister vor dem 31.12.2019. Mit der Umsetzung sollte frühzeitig begonnen 
werden.
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Für bilanzierende Unternehmen

Auf die Bildung aktiver Rechnungsab-
grenzungsposten kann für Beträge bis 
410 € im Einzelfall verzichtet werden. 

Offen ist, ob sich der genannte Betrag 
ab 2018 parallel zu der Anhebung der 
Grenze für geringwertige Wirtschafts-
güter ebenfalls von 410 € auf 800 € 
erhöht.

Für deutsche Unternehmen mit Darlehen 
an ausländische Tochtergesellschaften
Wertverluste deutscher Muttergesell-
schaften aus ungesicherten Darlehen 
an ausländische Tochtergesellschaften 
werden steuerlich nicht mehr  
anerkannt.

Hierzu werden weitere Urteile des 
Bundesfinanzhofs erwartet. Diese 
Rechtsprechung sollte bei gruppenin-
ternen Finanzierungen berücksichtigt 
werden.

Für Unternehmen mit Altersteilzeit­
arbeitsverhältnissen, die ab dem 
23.11.2018 beginnen
Der Zeitpunkt der steuerlichen Rückstel
lungsbildung für sog. Nachteilsausgleichs- 
zahlungen wird für ab dem 23.11.2018 
beginnende Altersteilzeitarbeitsverhält-
nisse deutlich in die Zukunft verlagert. 

Kein aktiver Rechnungsabgrenzungsposten bei unwesentlichen Beträgen
 
Ein aktiver Rechnungsabgrenzungsposten wird für Ausgaben vor dem Bilanzstichtag gebil-
det, die Aufwand für eine bestimmte Zeit nach dem Bilanzstichtag darstellen. Dadurch 
sollen die Aufwendungen dem Zeitraum zugeordnet werden, auf welchen sie tatsächlich 
wirtschaftlich entfallen. Ein typisches Beispiel dafür sind unterjährig zu zahlende Kfz-Ver-
sicherungsbeiträge, die z. T. Aufwand des folgenden Jahres darstellen.

Das Finanzgericht Baden-Württemberg entschied am 2.3.2018, dass auf die Bildung eines 
Rechnungsabgrenzungspostens verzichtet werden kann, wenn es sich um Fälle von gerin-
ger Bedeutung handelt. Ein solcher Fall liegt nach dem Urteil vor, wenn ein Wert von  
410 € je einzelnem Sachverhalt nicht überschritten wird. Dabei hat sich das Finanzgericht, 
wie auch schon der Bundesfinanzhof im Jahre 2010, auf die Grenze für die Sofortabschrei-
bung von geringwertigen Wirtschaftsgütern bezogen. 

Offengeblieben ist, ob und ggf. wie sich die ab dem Jahr 2018 angehobene Grenze für 
geringwertige Wirtschaftsgüter auf die Wesentlichkeit bei aktiven Rechnungsabgrenzungs-
posten auswirken wird. Die Grenze war zum 1.1.2018 von 410 € auf 800 € erhöht worden. 
Aufgrund der bisherigen Rechtsprechung ist anzunehmen, dass diese Erhöhung auch bei 
der Bildung aktiver Rechnungsabgrenzungsposten zu berücksichtigen ist. 

Eine Reaktion der Finanzverwaltung auf das vorstehend genannte Urteil und eine Erhöhung 
der Grenze auf 800 € steht noch aus.

Aktuelles zur Darlehensgewährung im Konzern
 
In der Vergangenheit konnten deutsche Mutterkapitalgesellschaften Abschreibungen auf 
Darlehen an ausländische Tochterkapitalgesellschaften in vielen Fällen steuerlich geltend 
machen. Dies betraf auch ungesicherte Darlehen, wenn die Regelungen zur Verzinsung, 
Auszahlung und Tilgung fremdüblich waren.

Der Bundesfinanzhof entschied am 27.2.2019, dass dies nicht mehr gilt. Danach wird  
der Verzicht auf ein unbesichertes Darlehen einer deutschen Mutterkapitalgesellschaft 
gegenüber ihrer ausländischen Tochterkapitalgesellschaft steuerlich nicht anerkannt. Die 
fehlende Besicherung stellt eine nicht fremdübliche Bedingung dar und sperrt somit die 
steuerliche Abziehbarkeit des Darlehensverlusts in Deutschland. 

Das vorstehend genannte Urteil des Bundesfinanzhofs stellt eine unerwartete Präzisie-
rung bzw. Änderung der Rechtsprechung dar. Zu vergleichbaren Sachverhalten werden 
in Kürze weitere Urteile erwartet. Unternehmen sollten die Entwicklung der Rechtspre-
chung intensiv verfolgen und hieraus ggf. Konsequenzen für gruppeninterne Finanzie-
rungen ziehen.

Rückstellung für Nachteilsausgleich bei Altersteilzeit
 
Am 28.9.2017 hat der Bundesfinanzhof seine bisherige Rechtsprechung zu Rückstellungen 
für sog. Nachteilsausgleichszahlungen im Rahmen von Altersteilzeitarbeitsverhältnissen 
geändert. Dies ist in Unternehmen für ab dem 23.11.2018 beginnende Altersteilzeitver-
einbarungen nachteilig, da der Zeitpunkt der Rückstellungsbildung deutlich in die Zukunft 
verlagert wird. 
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Rückstellungen für die vorzeitige 
Beendigung der Tätigkeit können 
unverändert ratierlich angesammelt 
werden.
Dagegen werden Rückstellungen 
für den Ausgleich einer verminder-
ten Altersrente steuerlich nicht mehr 
anerkannt.

In der Handelsbilanz erfolgt die Rück-
stellungsbildung unverändert mit 
Abschluss der Vereinbarung.

Für Steuerpflichtige mit Bitcoins & Co.

Fraglich ist, ob und wie Bitcoins, 
ICOs, Token und weitere technologie-
gestützte Wirtschafts- und Finanzie-
rungswege steuerbilanziell zu berück-
sichtigen sind.

Bitcoins und andere Kryptowährun-
gen stellen immaterielle Wirtschafts-
güter dar, die je nach Verwendungs-
absicht dem Anlage- oder Umlaufver-
mögen zuzuordnen sind.

Token „verbriefen“ bzw. beinhalten 
die Rechte, die ein Investor im  
Rahmen eines lCO erhält. Die bilan-
zielle Behandlung ist abhängig von 
den Rechten, die sehr unterschiedlich 
sein können und meist in einem sog. 
White Paper festgelegt werden.

Von einem sog. Nachteilsausgleich im Rahmen von Altersteilzeitverhältnissen wird gespro-
chen, wenn Arbeitnehmer aufgrund eines vorzeitigen Ausscheidens aus dem Arbeitsver-
hältnis von ihrem Arbeitgeber gesonderte Zahlungen erhalten. Es kann sich dabei z. B. um 
Zahlungen für den Verzicht auf das Anstellungsverhältnis oder um einen Ausgleich für even-
tuelle spätere Rentenkürzungen handeln.

Bisher war es möglich, bereits bei Abschluss des Altersteilzeitvertrags Rückstellungen für 
Nachteilsausgleichsverpflichtungen zu bilden. Mit Schreiben vom 22.10.2018 folgt die 
Finanzverwaltung jetzt der geänderten Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs. 

Sofern finanzielle Nachteile für die vorzeitige Beendigung der beruflichen Tätigkeit ausge-
glichen werden, dürfen hierfür während der Dauer der Beschäftigungsphase der Altersteil-
zeit ratierlich Rückstellungen angesammelt werden. 

Sofern dagegen die Nachteilsausgleichsverpflichtung von dem Eintritt eines bestimmten 
Ereignisses abhängig ist, wie beispielsweise der Minderung der Altersrente, darf keine 
Rückstellung mehr gebildet werden. Eine zum Ausgleich gezahlte Abfindung wird jeweils 
erst mit der Zahlung zu Aufwand. 

Zu beachten ist, dass diese Änderung ausschließlich für die Steuerbilanz gilt. Nach Auffas-
sung des Instituts der Wirtschaftsprüfer ist die Rückstellung handelsbilanziell unverändert 
bereits vor dem Zeitpunkt des Eintritts in die Rente zu bilden.

Bitcoins, ICOs und Token im Steuerbilanzrecht
 
Bitcoins, ICOs und Token sind neuartige, technologiegestützte Wirtschafts- und Finanzie-
rungswege, die auf der Blockchain-Technologie basieren. In der Praxis stellt sich zuneh-
mend die Frage, ob und wie diese Vermögensgegenstände steuerbilanziell zu behandeln 
sind. Dabei ist zu beachten, dass sich die Kryptowährungen in einem permanenten Ver-
änderungsprozess befinden.

Unser Bilanzierungssystem stellt hierfür unter Anwendung der aktuellen Rechtsgrundlagen 
einen Rahmen zur Verfügung. In jedem Einzelfall ist zu prüfen, ob Erträge bzw. Aufwen-
dungen vorliegen oder eine Aktivierung bzw. Passivierung vorzunehmen ist und wie die 
Bewertung zu erfolgen hat.

So stellen beispielsweise Bitcoins und auch andere Kryptowährungen immaterielle Wirt-
schaftsgüter dar, die je nach Verwendungsabsicht dem Anlage- oder dem Umlaufvermögen 
zugeordnet werden. Der Ansatz erfolgt in der Regel mit den gezahlten Anschaffungskosten. 
Wertsteigerungen, die noch nicht realisiert wurden, sind aus steuerrechtlicher Sicht nicht 
von Bedeutung. Dauerhafte Wertminderungen können über Teilwertabschreibungen erfasst 
werden. Falls Bitcoins als Zahlungsmittel genutzt werden, sind sie bilanziell im Umlauf-
vermögen zu erfassen.

Im Vergleich dazu stellen ICOs (Initial Coin Offerings) oder STOs (Security Token Offerings) 
eine neue, bisher unregulierte Methode des Crowdfundings dar, z. B. in Form virtueller  
Börsengänge. Der Investor erhält als „Beteiligung“ häufig selbst generierte sog. Krypto-
Token. Diese können sehr vielschichtige Eigenschaften haben, die meist in einem sog. 
White Paper beschrieben werden und für die bilanzielle Behandlung entscheidend sind. 
Diese Krypto-Token können zwischen den Beteiligten sowohl zu Aufwendungen bzw. Erträ-
gen führen, als auch eine Finanzierung durch Eigen- bzw. Fremdkapital darstellen oder als 
immaterielle Vermögensgegenstände anzusehen sein.
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Für Unternehmen, die Messestände 
anmieten
Bei der Ermittlung des Gewerbe
ertrags sind Miet- und Pachtzinsen  
für unbewegliche Wirtschaftsgüter 
teilweise dem Gewinn wieder hinzu-
zurechnen.
Dies gilt nach einem Urteil des 
Finanzgerichts Düsseldorf jedoch 
nicht bei einer sporadischen Anmie-
tung eines Messestands, wenn die 
Messeteilnahme eine reine Werbe-
maßnahme darstellt.

Es bleibt abzuwarten, ob sich der 
Bundesfinanzhof dieser Entscheidung 
anschließt.

Für Unternehmen mit Cash-Pooling-
Vereinbarungen

Beim Cash-Pooling ist je Unterneh-
men eine tägliche Verrechnung von 
Zinserträgen und -aufwendungen 
möglich. Nur Schuldzinsen, die beim 
jeweiligen Unternehmen aufgrund des 
negativen Gesamtsaldos eines Tags 
anfallen, sind gewerbesteuerlich  
hinzuzurechnen.

Keine gewerbesteuerliche Hinzurechnung der Miete für einen Messestand
 
Bei der Ermittlung des Gewerbeertrags ist dem Gewinn ein Achtel der aufgewendeten Miet- 
und Pachtzinsen sowie der Leasingraten für die Nutzung von unbeweglichen Wirtschafts-
gütern des Anlagevermögens wieder hinzuzurechnen (Freibetrag 100.000 €). Streitig war, 
ob diese Regelung auf die Anmietung von Messeständen anzuwenden ist.

Das Finanzgericht Düsseldorf entschied am 29.1.2019, dass Aufwendungen für kurze und 
sporadische Anmietungen von Messeständen nicht hinzuzurechnen sind. In dem entschie-
denen Fall fand die Messe alle drei Jahre statt. Bei der Messeteilnahme handelte es sich um 
eine reine Werbemaßnahme des Unternehmens. Nach Meinung des Gerichts erforderte es der 
Geschäftszweck des Unternehmens nicht, ständig an Messen teilzunehmen und einen Messe
stand andauernd für den Gebrauch des Unternehmens vorzuhalten. Die Nichtteilnahme an 
der Messe hätte die gewerbliche Tätigkeit des Unternehmens nicht maßgeblich beeinflusst.

Die gewerbesteuerliche Hinzurechnung von Mietaufwendungen für einen Messestand hängt 
also vom jeweiligen Einzelfall ab. Es ist zu prüfen, ob der gemietete Messestand dauerhaft 
für den Geschäftszweck des Unternehmens von Bedeutung ist. Falls dies bejaht werden 
kann, ist selbst eine nur stundenweise Anmietung gewerbesteuerlich hinzuzurechnen. 

Gegen das Urteil des Finanzgerichts Düsseldorf wurde Revision eingelegt, sodass die Ent-
scheidung des Bundesfinanzhofs abzuwarten bleibt. Vergleichbare Fälle, in denen die 
Finanzverwaltung Mieten für einen Messestand hinzurechnet, sollten durch Einspruch und 
Antrag auf Ruhen des Verfahrens offengehalten werden.

Gewerbesteuerliche Hinzurechnung von Schuldzinsen beim Cash-Pooling
 
Beim Cash-Pooling bündeln Gesellschaften einer Unternehmensgruppe ihre Liquidität und 
optimieren dadurch die Finanzierungskosten der Gruppe. Gewerbesteuerlich streitig war 
ein Fall, bei dem mehrere Bankkonten eines Cash-Pool-Teilnehmers mit Soll- und Haben-
salden täglich vom Cash-Pool-Führer ausgeglichen wurden. Hierdurch entstanden bei dem 
Cash-Pool-Teilnehmer je Arbeitstag sowohl Zinserträge als auch Zinsaufwendungen. Die 
Finanzverwaltung lehnte deren Saldierung für Gewerbesteuerzwecke bisher ab. Bei der 
Ermittlung der gewerbesteuerlichen Hinzurechnung von Schuldzinsen wurde daher der 
ungeminderte Zinsaufwand berücksichtigt. 

Der Bundesfinanzhof entschied am 11.10.2018, dass eine Verrechnung der von einem 
Unternehmen in den Cash-Pool einbezogenen Konten möglich ist, wenn die wechselseitig 
gegebenen Darlehen gleichartig sind, derselben Zweckbestimmung dienen und regelmä-
ßig ein tatsächlicher Ausgleich erfolgt. Dies ist bei einem Cash-Pooling regelmäßig der Fall. 
Die gewerbesteuerlich bei dem jeweiligen Unternehmen hinzuzurechnenden Schuldzinsen 
werden dann unter Zugrundelegung des Saldos aus Zinsaufwand und -ertrag pro Bankarbeits-
tag berechnet. Eine Saldierung von Zinsaufwendungen und Zinserträgen unterschiedlicher 
Tage wird gewerbesteuerlich jedoch nicht akzeptiert.

Hinweis: 
Bestehende Cash-Pooling-Vereinbarungen sollten überprüft und bei Bedarf entsprechend  
den Kriterien des Bundesfinanzhofs angepasst werden. Für jedes teilnehmende Unter-
nehmen können dann die pro Tag anfallenden Zinsaufwendungen und -erträge für  
Zwecke der gewerbesteuerlichen Hinzurechnung saldiert werden.
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Für Unternehmen und Personen mit 
Auslandsbeteiligungen
Für die Meldungen über Verände-
rungen bei Beteiligungen an aus
ländischen Tochtergesellschaften  
und Betriebsstätten sind ab 2018 
geänderte Vordrucke zu verwenden.

Für Unternehmen mit Betriebsrat

Arbeitgeber können für Seminare, an 
denen Arbeitnehmer in ihrer Funktion 
als Betriebsrat teilnehmen, keinen 
Vorsteuerabzug geltend machen.  
Dennoch sind sie zur Kostenüber-
nahme verpflichtet.

Für Steuerpflichtige mit Kindern

Eltern können die Versicherungs
beiträge ihrer unterhaltsberechtigten 
Kinder als Sonderausgaben ansetzen. 

Dafür müssen sie die Kinder unter-
stützen, z. B. durch freie Verpflegung, 
Kleidung oder Wohnung, oder durch 
Erstattung der Versicherungsbeiträge.

Mitteilungspflichten bei Auslandsbeziehungen
 
In Deutschland steuerpflichtige Unternehmen und Personen müssen Veränderungen bei 
bestimmten Beteiligungen an ausländischen Gesellschaften und Betriebsstätten der 
Finanzverwaltung melden. Diese Meldepflichten wurden ab dem 1.1.2018 erweitert und 
verschärft (siehe Ausgabe 2/2018, Seite 4).

Entsprechende Meldungen für Sachverhalte, die im Jahr 2018 verwirklicht wurden, sind 
zusammen mit den Steuererklärungen für das Jahr 2018 abzugeben, spätestens jedoch bis 
zum 28.2.2020. Ansonsten droht eine Geldbuße von bis zu 25.000 €.

Die Meldung soll grundsätzlich nach amtlich vorgeschriebenem Datensatz elektronisch an 
die Finanzverwaltung erfolgen. Bis zur Schaffung der technischen Voraussetzungen hierfür 
sind die Mitteilungen jedoch weiterhin in Papierform einzureichen. Dazu hat das Bundes
finanzministerium am 21.5.2019 geänderte Vordrucke veröffentlicht.

Vorsteuerabzug bei Betriebsratsseminaren
 
Leistungen, die im Zusammenhang mit einer Seminarteilnahme eines Betriebsratsmitglie-
des in Rechnung gestellt werden, berechtigen den Arbeitgeber nicht zum Vorsteuerabzug.

Hintergrund ist die Funktion des Betriebsrats als Interessenvertretung der Arbeitnehmer. 
Mit der Seminarteilnahme werden keine unternehmerischen Interessen vertreten, sodass 
der Arbeitgeber nicht Leistungsempfänger der Seminarleistung ist. Somit werden die Vor-
aussetzungen für den Vorsteuerabzug nicht erfüllt. Dennoch ist der Arbeitgeber zur Kosten
übernahme nach dem Betriebsverfassungsgesetz verpflichtet. 

Dies gilt auch bei unmittelbarer Abrechnung der Kosten durch den Seminaranbieter an 
den Arbeitgeber sowie für den Fall, dass der Betriebsrat seinen Anspruch gegenüber dem 
Arbeitgeber auf Erstattung der Seminarkosten an den Seminaranbieter abtritt. Denn Leis-
tungsempfänger der Fortbildungsleistung ist der Betriebsrat und nicht der Arbeitgeber. Die 
unmittelbare Abrechnung der Kosten bzw. die Abtretung des Kostenerstattungsanspruchs 
stellt jeweils lediglich eine Verkürzung des Zahlungswegs ohne umsatzsteuerliche Auswir-
kung dar.

Krankenversicherungsbeiträge für Kinder als Sonderausgaben  
der Eltern
 
Tragen Eltern die Basiskranken- und Pflegepflichtversicherungsbeiträge ihres unterhalts-
berechtigten Kindes, können sie diese als Sonderausgaben in ihrer Einkommensteuer
erklärung absetzen. Das gilt auch dann, wenn das Kinder erwerbstätig ist und die Beiträge 
durch den Arbeitgeber vom Arbeitslohn einbehalten werden.

Dies entschied der Bundesfinanzhof am 13.3.2018. Bei der Anwendung dieses Urteils ist 
die Finanzverwaltung großzügig. Sie akzeptiert z. B. auch, dass Eltern ihr erwerbstätiges,  
aber unterhaltsberechtigtes Kind nicht durch eine Erstattung der Versicherungsbeiträge, 
sondern nur durch freie Wohnung, Kleidung und Verpflegung unterstützen. Diese wirt-
schaftliche Belastung der Eltern reicht aus, um die vom Arbeitslohn des Kindes einbe-
haltenen Versicherungsbeiträge bei den Eltern als Sonderausgaben geltend zu machen.  
Auf die Prüfung der Bedürftigkeit des Kindes wird verzichtet.
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Für Verkäufer selbst genutzter  
Immobilien

Der Gewinn aus dem Verkauf einer 
selbst bewohnten Immobilie bleibt  
steuerfrei. Die zeitweise Vermietung 
oder der zeitweise Leerstand der  
Immobilie im Jahr des Verkaufs bzw.  
im zweiten Jahr vor dem Verkauf ist 
hierfür unschädlich.

Es bleibt abzuwarten, ob sich der 
Bundesfinanzhof dieser Meinung 
anschließt.

Für Unternehmen

Der Schutz von Geschäftsgeheimnissen 
wurde neu geregelt. 

Das Gesetz enthält erstmals eine 
Legaldefinition dieses Begriffs.

Der Unternehmer muss zum Schutz  
seiner Geschäftsgeheimnisse  
angemessene Maßnahmen treffen.

Steuerfreie Veräußerung selbst bewohnter Immobilien bei kurzer  
Vermietung 

Wird eine im Privatvermögen gehaltene Immobilie innerhalb von zehn Jahren nach dem 
Kauf oder der Fertigstellung veräußert, liegt grundsätzlich ein steuerpflichtiges privates 
Veräußerungsgeschäft vor. Steuerfrei ist der Verkauf dann, wenn die Immobilie zwischen 
Anschaffung und Verkauf ausschließlich selbst bewohnt wurde. 

Alternativ bleibt der Verkauf einer Immobilie steuerfrei, wenn diese im Jahr der Veräußerung 
und in den beiden vorangegangenen Jahren selbst bewohnt wurde. Laut Urteil des Finanz-
gerichts Baden-Württemberg vom 7.12.2018 ist es in diesen Fällen unschädlich, wenn die 
Wohnung im Jahr des Verkaufs und/oder im zweiten Jahr vor dem Verkauf wegen Leerstand 
oder Vermietung zeitweise nicht selbst bewohnt wird. Erforderlich ist lediglich ein zusam-
menhängender Zeitraum der Eigennutzung, der sich über drei Kalenderjahre oder – anders 
gesagt – über mindestens zwei aufeinanderfolgende Jahreswechsel erstreckt.

Die Finanzverwaltung hat das Urteil des Finanzgerichts Baden-Württemberg angefochten, 
sodass die Entscheidung des Bundesfinanzhofs abzuwarten bleibt. Vergleichbare Fälle, in 
denen die Finanzverwaltung ein privates Veräußerungsgeschäft besteuert, sollten durch 
Einspruch und Antrag auf Ruhen des Verfahrens offengehalten werden.

	 RECHT

Das neue Geschäftsgeheimnisgesetz
 
Mit dem am 26.4.2019 in Kraft getretenen Geschäftsgeheimnisgesetz wird der Schutz von 
Geschäftsgeheimnissen neu geregelt. Der Gesetzgeber nähert sich hierbei den Regelungen 
für gewerbliche Schutzrechte, wie etwa Marken- oder Patentrechten, an. 

Das Gesetz enthält erstmals eine Legaldefinition des Begriffs des Geschäftsgeheimnisses, 
der bisher nur durch die Rechtsprechung konkretisiert wurde. Demnach ist ein Geschäfts-
geheimnis eine Information, 

a)	 die weder insgesamt noch in der genauen Anordnung und Zusammensetzung ihrer 
Bestandteile den Personen in den Kreisen, die üblicherweise mit dieser Art von Infor-
mationen umgehen, allgemein bekannt oder ohne Weiteres zugänglich ist und daher 
von wirtschaftlichem Wert ist,

b)	 die Gegenstand von den Umständen nach angemessenen Geheimhaltungsmaßnahmen 
durch ihren rechtmäßigen Inhaber ist und

c)	 bei der ein berechtigtes Interesse an der Geheimhaltung besteht. 

Der Geheimnisinhaber muss angemessene Schutzmaßnahmen treffen, damit er für sein 
Geschäftsgeheimnis Rechtsschutz beanspruchen kann. Für das Vorliegen der Schutzmaß-
nahmen trägt das Unternehmen die Darlegungs- und Beweislast. Hierfür ist eine stete 
Dokumentation der eingerichteten Schutzmaßnahmen erforderlich. 
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Grundsätzlich ist das Reverse  
Engineering erlaubt. 

Arbeitsverträge sollten dahin gehend 
überprüft werden, ob geeignete 
Schutzmaßnahmen vereinbart sind. 

Zudem sollte ein auf Geschäftsge-
heimnisse ausgerichtetes Compliance 
Management eingerichtet werden.

Für Arbeitgeber

Der Europäische Gerichtshof fordert 
aus Gründen des Arbeitsschutzes 
die exakte Erfassung der geleisteten 
Arbeitszeit.

Der Gesetzgeber muss entsprechende 
Vorschriften entwickeln.

Gleitzeitregelungen und Vertrauens-
arbeitszeit wird es in der bisherigen 
Form zukünftig nicht mehr geben. 

 
Für GmbH-Geschäftsführer

Ein Mindestmaß für Schutzmaßnahmen gegenüber Geschäftspartnern ist deren ver-
tragliche Verpflichtung zur Verschwiegenheit und zur Nutzungsbeschränkung betreffs  
der empfangenen Geschäftsgeheimnisse. Es sollten angemessene Vertragsstrafen ver-
einbart sein. 

Das neue Gesetz erlaubt grundsätzlich das Reverse Engineering („rekonstruierende Produkt
analyse“). Der Unternehmer kann dies jedoch so lange vertraglich verhindern, bis das Pro-
dukt frei auf dem Markt erhältlich ist. Immaterialgüterrechtliche und lauterkeitsrechtliche  
Normen, soweit einschlägig, können das Reverse Engineering weiterhin einschränken. 

Der Arbeitgeber sollte seinen Arbeitnehmern die Wichtigkeit des Schutzes von Geschäfts-
geheimnissen aufzeigen, über ihre Pflichten zur Geheimhaltung informieren und ihnen die 
aufgestellten Schutzmaßnahmen erklären. Arbeitsverträge sollten auf entsprechende Rege-
lungen überprüft werden.

Unternehmer sollten, soweit noch nicht vorhanden, ein auf Geschäftsgeheimnisse  
ausgerichtetes Compliance Management einrichten. Sie sollten Geschäftsgeheimnisse 
identifizieren und diese durch angemessene Maßnahmen schützen. Weiterhin sollten 
sie in der Entwicklungsphase von Produkten das Reverse Engineering vertraglich aus-
schließen. 

Arbeitszeiterfassung als Pflicht des Arbeitgebers
 
Eine exakte Erfassung der von Mitarbeitern geleisteten Überstunden und auch von Arbeits-
zeiten im Rahmen einer Vertrauensarbeitszeit erfolgt in vielen Unternehmen nicht. Dies 
wird sich in Zukunft ändern müssen.

Der Europäische Gerichtshof entschied am 14.5.2019, dass es eine unabdingbare Vor-
aussetzung zur Einhaltung der Arbeitszeitvorgaben sei, ein System zu entwickeln, das die 
täglich effektiv geleistete Arbeitszeit genau erfasst. Er stellt klar, dass die Maßnahmen für 
arbeitsschutzrechtliche und nicht für vergütungsrechtliche Zwecke gelten müssen.

Eine solche Vorgabe gab es bislang im deutschen Arbeitsrecht nicht. Der Gesetzgeber muss 
nun eine Regelung schaffen, die eine punktgenaue Betrachtung der Arbeitszeit und insbe-
sondere der Überstunden gewährleistet. Mit welchen Vorgaben deutsche Arbeitgeber im 
Einzelnen rechnen müssen, ist noch unklar.

In privaten bzw. öffentlichen Unternehmen, in denen die Arbeitszeit per Stechuhr auf
gezeichnet wird, wird sich der Anpassungsbedarf in Grenzen halten. Jedoch wird es die 
üblichen Regeln zur Gleitzeit und zur Vertrauensarbeitszeit, bei denen Überstunden nicht 
im Einzelnen erfasst werden, so nicht mehr geben können. 

Gesellschafterbeschluss bei Übertragung des ganzen Gesellschafts­
vermögens einer GmbH
 
Bei Aktiengesellschaften bedürfen Verträge zur Übertragung des ganzen Gesellschaftsver-
mögens zwingend der Zustimmung der Hauptversammlung. Die Vertretungsbefugnis des 
Vorstands ist insoweit beschränkt. Lange war umstritten, ob diese Regelung auch auf den 
Geschäftsführer einer GmbH entsprechend angewendet werden muss. 
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Grundsätzlich ist die Vertretungsbefugnis der Geschäftsführer der GmbH im Außenverhält-
nis unbeschränkt. Falls Geschäftsführer etwaige Zustimmungserfordernisse aus der Sat-
zung nicht beachten, ist der Geschäftsabschluss gegenüber Dritten aber trotzdem gültig. 
Der Bundesgerichtshof hat hierzu am 8.1.2019 Ausnahmen festgelegt. 

Geschäftsführer einer GmbH müssen bei besonders bedeutsamen Geschäften (wie etwa 
der Übertragung des ganzen Gesellschaftsvermögens) zustimmende Beschlüsse der Gesell-
schafterversammlung herbeiführen, auch wenn dies nicht ausdrücklich in der Satzung vor-
gesehen ist. Wenn der Vertragspartner von der fehlenden Zustimmung Kenntnis hat, z. B. 
durch einen Hinweis eines Gesellschafters der GmbH, oder sich ihm das Fehlen eines 
Zustimmungsbeschlusses aufdrängen muss, kann dies nach dem Urteil des Bundesgerichts-
hofs die Wirksamkeit des Geschäfts beeinträchtigen. 

Für den Beschluss über Geschäfte zur Übertragung des ganzen Gesellschaftsvermögens 
der GmbH genügt die einfache Mehrheit der Stimmen. Eine qualifizierte Mehrheit ist nicht 
erforderlich. Der Beschluss muss nicht notariell beurkundet werden. 

Unabhängig von der Wirksamkeit des Geschäfts machen sich Geschäftsführer allerdings 
gegenüber der GmbH schadensersatzpflichtig, wenn sie erforderliche Beschlüsse der 
Gesellschafterversammlung nicht einholen.

	 JAHRESABSCHLUSS

Geplante Änderung bei der Bilanzierung belastender Verträge 
 
Für einen Vertrag sind Drohverlustrückstellungen zu bilden, wenn die unvermeidbaren Kos-
ten aus dem Vertrag höher sind als der erwartete wirtschaftliche Nutzen. Die Beurteilung 
erfolgt derzeit anhand von im IAS 37 genannten unbestimmten Kostenbegriffen. Die Bilan-
zierung unterliegt damit erheblichen Ermessensspielräumen.

Mit Exposure Draft ED/2018/2 konkretisiert das International Accounting Standard 
Board die zu berücksichtigenden Kosten. Dies dient der Herstellung einer besseren Ver-
gleichbarkeit von IFRS-Abschlüssen. Demnach sollen künftig alle einem Vertrag direkt 
zurechenbaren Kosten in die Prüfung und Bewertung einer ggf. erforderlichen Rückstel-
lung einfließen. Die in der Praxis ebenfalls anzutreffende Beschränkung auf die ledig
liche Einbeziehung von Grenzkosten lehnt das International Accounting Standard Board 
damit ausdrücklich ab. 

Zur Ermittlung der Kosten der Vertragserfüllung wird u. a. eine Allokation der einem Vertrag 
direkt zurechenbaren Gemeinkosten erforderlich. Unklar ist derzeit, nach welchem Schlüssel  
bzw. Kostenrechnungsprinzip diese Zurechnung erfolgen soll. Insbesondere bei Absatz-
verträgen besteht die Möglichkeit, dass sie durch eine nicht angemessene Gemeinkos- 
tenallokation zu Unrecht als verlustbringend eingestuft werden. Dies gilt insbesondere, 
wenn qualitative Faktoren den Vertragsabschluss beeinflusst haben.

Die Verbände haben das International Accounting Standard Board aufgefordert, die 
Methode zur Ermittlung der direkt zurechenbaren Gemeinkosten weiter zu konkretisieren. 
Es bleibt abzuwarten, wie hierauf reagiert wird.

Die Übertragung des gesamten Gesell-
schaftsvermögens einer GmbH durch 
deren Geschäftsführer ist auch dann 
rechtswirksam, wenn der hierfür erfor-
derliche Gesellschafterbeschluss nicht 
gefasst wurde.

Allerdings macht sich der Geschäfts
führer schadensersatzpflichtig.

Für IFRS-Anwender mit Verlust­
verträgen
Die Bildung von Drohverlustrück
stellungen für verlustbringende  
Verträge unterliegt erheblichen  
Ermessensspielräumen.

Künftig sollen zur Beurteilung der 
Ergebnisse eines Vertrags nur direkt 
zurechenbare Kosten verwendet  
werden. 

Allerdings wird die Methode zur 
Ermittlung der direkt zurechenbaren 
Gemeinkosten nicht thematisiert. 

Die Verbände haben das International 
Accounting Standard Board zu  
weiteren Konkretisierungen aufge
fordert. 



	

< Inhaltsverzeichnis Steuern & Wirtschaft aktuell  3-2019 | 15 

Für IFRS-Anwender

Jahresabschlüsse werden erheblich 
durch Pensionsrückstellungen beein-
flusst. Der Diskontierungszinssatz ist 
hierbei die zentrale Stellschraube für 
bilanzielle Gestaltungen.

Dabei besteht ein bedeutender Ermes-
sensspielraum mit hohen Auswirkun-
gen auf die Finanz- und Ertragslage 
von Unternehmen.

Die Erstanwendung des geänderten IAS 37 soll modifiziert retrospektiv erfolgen, also ohne 
eine Anpassung der Vorjahres-Vergleichszahlen. Der Erstanwendungszeitpunkt ist noch 
offen; eine freiwillige vorzeitige Anwendung soll zulässig sein.

Gestaltungsmöglichkeiten bei der Diskontierung von  
Pensionsrückstellungen 

Die Finanz- und Ertragslage eines Unternehmens wird auch durch die Pensionsverpflichtun-
gen beeinflusst. Die Pensionsrückstellungen deutscher IFRS-Anwender waren im Jahr 2017 
tendenziell leicht rückläufig. Als Ursache wird vor allem ein etwas gestiegener Diskontie-
rungszinssatz genannt. Dieser ist ein wichtiger Parameter für die Höhe der Pensionsrück-
stellungen und damit eine wichtige Stellschraube bilanzieller Gestaltungen.

Gemäß dem IAS 19 soll bei der Ermittlung des Diskontierungszinssatzes auf die Markt-
renditen von Unternehmensanleihen hoher Qualität zurückgegriffen werden. In der Pra-
xis kommen Anleihen mit Ratingklassen von AAA bis A zur Anwendung. Infolgedessen fin-
det sich eine Spannweite von 1,5 Prozentpunkten bei den in Jahresabschlüssen von DAX-
Unternehmen verwendeten Diskontierungszinssätzen. 

Niedrigere Pensionsrückstellungen lassen sich durch Rückgriff auf die Renditen risikorei-
cherer Anleihen erzeugen. Umgekehrt führt der Rückgriff auf die Renditen von Unterneh-
mensanleihen mit höchster Bonität zu hohen Pensionsrückstellungen. Statistische Untersu-
chungen ergeben für die DAX-Unternehmen im Jahr 2017 durchschnittliche Unterschieds-
beträge für die Pensionsverpflichtungen (vor Saldierung mit Deckungsvermögen) von mehr 
als 20 %. Dies verdeutlicht die hohe Bedeutung, die den Diskontierungssätzen bei der 
Berechnung von Pensionsrückstellungen zukommt.

Größere kapitalmarktnotierte Unternehmen könnten zur Bestimmung der Diskontie-
rungssätze auf Bundesanleihen zugreifen. Da deren Renditen deutlich unter den aktuell  
verwendeten Diskontierungszinssätzen liegen, ergäben sich dann erhebliche Höherbe-
wertungen der Pensionsrückstellungen. Die Zulässigkeit dieser Methode ist zurzeit noch 
strittig.

Hinweis: 
Anders verläuft die Entwicklung bei Pensionsrückstellungen im handelsrechtlichen  
Jahresabschluss. Hier wird der Diskontierungszinssatz monatlich von der Bundesbank 
ermittelt. Ein weiteres Absinken ist zu erwarten. Daher werden sich die Ansätze  
handelsrechtlicher Pensionsrückstellungen voraussichtlich erhöhen.
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Für IFRS-Anwender mit Leasing­
verträgen
Leasingnehmer haben lt. IFRS 16 ab 
dem 1.1.2019 grundsätzlich alle  
Leasingverhältnisse in der Bilanz zu 
zeigen.

Hierfür müssen umfangreiche Infor
mationen aus den Leasingverträgen 
extrahiert und ausgewertet werden.

Zudem können Leasinggeber die  
Leasingnehmer durch die Bereitstel-
lung relevanter Daten entlasten.

Für alle Unternehmen mit Auslagerung 
betrieblicher Funktionen
Bei der Auslagerung von Geschäfts
prozessen oder betrieblichen Funk-
tionen muss deren ordnungsmäßige 
Abwicklung nachgewiesen werden.

Hierfür haben sich ISAE-3402- 
Bescheinigungen für die Dienstleister 
etabliert.

Praktische Probleme bei der Leasingbilanzierung 

Die ab dem 1.1.2019 anzuwendenden Regelungen des IFRS 16 zur Leasingbilanzierung 
verfolgen den sog. Right-of-Use-Ansatz. Das führt zur Bilanzierung grundsätzlich aller 
Leasingverhältnisse beim Leasingnehmer. Dieser kann Leasingverpflichtungen damit nur 
noch in Ausnahmefällen off balance zeigen.

Sowohl der Umfang als auch die Komplexität der Bilanzierung von Leasingverträgen hat mit 
der Anwendung von IFRS 16 stark zugenommen. Anwender sind daher mit erhöhten Anfor-
derungen bei der Erfassung und Verarbeitung bilanzierungsrelevanter Daten konfrontiert. 
Dem vollständigen und korrekten Auslesen der Daten aus den Leasingverträgen (Datenex-
traktion) kommt dabei eine Schlüsselfunktion zu. 

Zur (teilweisen) Automatisierung der dazu erforderlichen Arbeiten sollten Unternehmen 
die Nutzung von IT-Systemen in Erwägung ziehen. Dies sind zurzeit vor allem Text-Mining-
Lösungen. Die Bilanzierungspraxis geht von einer zunehmenden Dynamik im Bereich der 
Text-Mining-Software zur Datenextraktion aus. Hier ist mit wesentlichen Neu- und Weiter
entwicklungen zu rechnen. Aufgrund der erforderlichen Beurteilung von Ermessensspiel-
räumen zur Ausübung von Verlängerungs- und Kündigungsoptionen wird jedoch eine  
manuelle Nachbearbeitung der automatisierten Textanalyse bis auf Weiteres erforderlich 
bleiben. 

Zur Reduzierung des administrativen Aufwands sollten Anwender auch die Leasinggeber 
einbeziehen. Diese können den Leasingnehmern z. B. durch standardisierte Verträge oder 
die digitale Bereitstellung der bilanzierungsrelevanten Daten entlasten.

	 DIGITALISIERUNG

Outsourcing-Standard für Serviceprovider
 
Im Zuge ihrer Outsourcing- und Digitalisierungsstrategie lagern Unternehmen vermehrt 
Geschäftsprozesse und betriebliche Funktionen an externe Dienstleister aus oder zent-
ralisieren diese bei gruppeninternen Shared Service Centern. Typische Beispiele sind die 
Auslagerung des IT-Betriebs (Data Hosting) bzw. der ERP-Applikationsbetreuung und diver-
ser Business-Prozesse in den Bereichen Abrechnung (Debitorenmanagement) sowie Rech-
nungsverarbeitung und Lager/Logistik (Fulfillment) und die Nutzung von Cloud Services. 

Hierbei bleibt das auslagernde Unternehmen weiterhin in der Verantwortung, die Vollstän-
digkeit und Richtigkeit der Buchführung und des Jahresabschlusses auch hinsichtlich der 
extern abgewickelten Geschäftsprozesse sicherzustellen. Dies ist für die Jahresabschluss-
prüfung des auslagernden Unternehmens sowie bei einer Vielzahl von Auditierungen von 
Bedeutung.

Deshalb müssen Unternehmen die Ordnungsmäßigkeit der ausgelagerten Prozesse und 
der dort eingesetzten internen Kontrollsysteme überwachen und sicherstellen. In der Pra-
xis geschieht dies, indem der Dienstleister bzw. das Shared Service Center dem auslagern-
den Unternehmen einen geeigneten Nachweis für die Ordnungsmäßigkeit erbringt. Hierfür 
haben sich Bescheinigungen nach dem Standard ISAE 3402 etabliert.
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Außerdem fördern solche Bescheini-
gungen als externe Qualitätsurteile 
die Reputation des jeweiligen  
Serviceproviders.

In China gelten seit dem 1.4.2019 
neue Umsatzsteuersätze.

Die Oberfinanzdirektion Karlsruhe hat 
ein Merkblatt zur Ordnungsmäßigkeit 
der Kassenbuchführung veröffentlicht.

Beratungsleistungen im Bereich der 
Digitalisierung kleiner und mittlerer 
Unternehmen der gewerblichen Wirt-
schaft und des Handwerks können auf

Solche ISAE-3402-Bescheinigungen werden einem Dienstleister im Rahmen einer Audi-
tierung erteilt. Sie bieten ihm und auch den auslagernden Unternehmen ein hohes Maß 
an Sicherheit, denn sie bescheinigen die Wirksamkeit der internen Kontrollsysteme des 
Dienstleisters im jeweiligen Geschäftsjahr des auslagernden Unternehmens. Gleichzeitig 
bilden diese Bescheinigungen wichtige Elemente für weitere unternehmensindividuelle 
Compliance-Management-Bereiche (z. B. Exportkontrollen, Tax Compliance) des auslagern-
den Unternehmens. 

Die ISAE-3402-Bescheinigung dient dem Serviceprovider als anerkannter Nachweis  
für die Ordnungsmäßigkeit der von ihm erbrachten Dienstleistungen und gilt als Güte
kriterium und Qualitätsmerkmal zur Differenzierung gegenüber Wettbewerbern. Eine 
ISAE-3402-Auditierung setzt auf etablierten Managementsystemen und Kontrollen auf 
und sichert die Wirtschaftsprüferakzeptanz bei Jahresabschlussprüfungen der auslagern-
den Unternehmen.

KURZNACHRICHTEN

¡¡ Die Volksrepublik China hat zum 1.4.2019 zwei der drei bestehenden Umsatzsteuer-
sätze gesenkt. Der Regelsteuersatz für den Verkauf und die Einfuhr von allgemeinen 
Waren wurde von 16 % auf 13 % und der ermäßigte Steuersatz für den Verkauf und die 
Einfuhr von spezifizierten Waren von 10 % auf 9 % herabgesetzt. Der Steuersatz von 
6 % für Telekommunikationsleistungen sowie die Business Tax und die Consumption 
Tax bleiben unverändert.

¡¡ Für Unternehmen, die Bargeschäfte tätigen, ist eine ordnungsgemäße Kassenbuchfüh-
rung wichtig. Hierzu existieren mittlerweile diverse gesetzliche Regelungen und ergän-
zende Verwaltungsvorschriften. Um Unternehmen, aber auch den Mitarbeitern der 
Finanzverwaltung die Übersicht zu erleichtern, hat die Oberfinanzdirektion Karlsruhe 
am 3.4.2019 ein Merkblatt zu diesem Thema veröffentlicht. Dieses gibt einen guten 
Überblick über die komplexen Anforderungen, um so häufig auftretende Fehlerquellen 
zu erkennen und zu vermeiden. Sie finden dies im Internet unter: https//ofd-karlsruhe.
fv-bwl.de/pb/,Lde_DE/Startseite/Aktuelles/Aktuelle+_Steuer_+Informationen?QUERYS
TRING=Merkblatt und dort unter dem Stichwort „Kassenbuchführung“. 

¡¡ Im Rahmen des Förderprogramms „go-digital“ ist seit dem 29.4.2019 eine interaktive 
Beraterlandkarte auf der Website des Bundeswirtschaftsministeriums verfügbar. Das 
Programm fördert Beratungsleistungen für kleine und mittlere Unternehmen im Hin- 
blick auf die Digitalisierung von Geschäftsprozessen, die digitale Markterschließung 

Hinweis: 
Schon beim Abschluss von Verträgen über die Auslagerung von Geschäftsprozessen bzw. 
betrieblichen Funktionen an externe Dienstleister sollten Qualitätsnachweise durch den 
Dienstleister, z. B. die jährliche Vorlage von ISAE-3402-Bescheinigungen, vereinbart 
werden. Auf diese Weise lässt sich die Ordnungsmäßigkeit der eigenen Buchführung und 
des eigenen Jahresabschlusses des auslagernden Unternehmens einfacher nachweisen.
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Mit Urteil vom 14.5.2019 (C-55/18) hat der EuGH entschieden, 
dass die Mitgliedstaaten die Arbeitgeber dazu verpflichten müs-
sen, ein stringentes System durchgängiger Arbeitszeiterfassung 
einzurichten. Das System muss so gestaltet sein, dass im Sinne der 
Arbeitnehmerrechte die täglichen und wöchentlichen Mindestruhe
zeiten sowie die Obergrenze für die durchschnittliche wöchent
liche Arbeitszeit dokumentiert sind. Nur so könne der durch die  
EU-Grundrechtecharta und die Arbeitszeitrichtlinie bezweckte 
Gesundheitsschutz der Arbeitnehmer einer tatsächlichen Kontrolle 
durch Behörden und Gerichte zugeführt werden.

Die Reaktion auf dieses Urteil war gespalten. Während die Gewerk-
schaften das Urteil insbesondere als Schutz vor unbezahlten 
Überstunden begrüßen, warnen die Arbeitgeber vor wachsender  
Bürokratie; „das Urteil sei wie aus der Zeit gefallen“. 

Auch die Bundesregierung gerät in einen Lagerstreit. Während der 
Bundeswirtschaftsminister das Grundsatzurteil zunächst nicht 
umsetzen will, verspricht der Bundesarbeitsminister für die 2. Jah- 
reshälfte mit den Sozialpartnern abgestimmte Vorschläge zur 
Umsetzung.

Nach Gewerkschaftsangaben werden in Deutschland pro Jahr rd.  
1,1 Mrd. unbezahlte Überstunden geleistet; durch „Überstunden 
würden sich die Arbeitgeber innerhalb eines Jahres 18 Mrd. EUR in 
die eigene Tasche wirtschaften“, so der DGB. Die Validität solcher 
Zahlen muss mit aller Sorge hinterfragt werden. 

Weiterführend stellt sich die Frage, wie der Konflikt denn aufzulö-
sen ist. Die menschliche Arbeitskraft ist mehr denn je der entschei-
dende Produktionsfaktor. Beide Seiten haben ein Interesse daran, 
den Verbrauch an Arbeitszeiten zur ordnungsgemäßen Bepreisung 
sowohl der Arbeitskraft als auch der entstehenden Produkte und 
Dienstleistungen zu messen. Im Zeitalter zunehmender Digitalisie-
rung stehen mittlerweile intelligente Erfassungssysteme zur Verfü-
gung, die den Verwaltungsaufwand minimieren. 

Mit etwas Abstand wird man sagen können, dass die vom EuGH ein-
geforderte umfangreiche Erfassung und Aufzeichnung von Arbeits-
zeiten jedenfalls im Tenor über das Ziel hinausschießt. Dennoch 
sollte klar sein, dass für einen klassenkämpferischen Streit um die 
Ausgestaltung der Arbeitszeiterfassung in der heutigen Arbeitswelt 
kein Platz ist.

Professor Dr. W. Edelfried Schneider

Wirtschaftsprüfer
Past President Accountancy Europe

EUROPA AKTUELL  

Arbeitszeiterfassung – ein Rückfall in den Klassenkampf?

Den vollständigen Artikel nebst Quellen finden Sie auf der Website von 
HLB Deutschland: www.hlb-deutschland.de/ea

oder zur IT-Sicherheit. Förderfähig sind Unternehmen der gewerblichen Wirtschaft 
sowie des Handwerks mit technologischem Potenzial und Betriebsstätte in Deutschland, 
mit einem Jahresumsatz oder einer Bilanzsumme bis 20 Millionen Euro und weniger als 
100 Beschäftigten. Sie erhalten eine Förderung von bis zu 50 % der Beratungskosten.  
Detaillierte Informationen erhalten interessierte Unternehmen unter: https://www.
bmwi.de/Redaktion/DE/Artikel/Digitale-Welt/foerderprogramm-go-digital.html

¡¡ Als Ergänzung der Leitlinien für die Berichterstattung über nicht finanzielle Infor-
mationen („CSR-Bericht“) hat die Europäische Kommission am 18.6.2019 Leitlinien 
zur Berichterstattung über klimabezogene Informationen verabschiedet. Darin wer-
den die Ergebnisse der Task Force on Climate-related Financial Disclosures (TCFD) 
hinsichtlich klimabezogener Angaben berücksichtigt. Entsprechende Änderungen des 
Handelsgesetzbuchs sind zu erwarten.

Antrag mit bis zu 50 % der Beratungs-
kosten gefördert werden. 

Klimabezogene Informationen werden 
zukünftig in die CSR-Berichterstattung 
einzubeziehen sein.
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Mitarbeiter

Wir freuen uns über Ver-
stärkung im VGL-Team. 
Frau Isabell Salzbrunn 
unterstützt uns seit dem 
01. Juli 2019 im Bereich 
Wirtschaftsprüfung und 
Steuerberatung.

Wir freuen uns auf eine 
gute Zusammenarbeit.

Sportlicher Erfolg

Am 28. Juni 2019 fand bereits zum 12. Mal der Zoolauf im 
Zoo Duisburg statt. Der Reinerlös des Team-Staffelwett-
bewerbs kam in diesem Jahr dem Beleuchtungsprojekt der 
Pelikaninsel im Duisburger Zoo zugute. VGL beteiligte sich 
bei strahlendem Sonnenschein mit 9 Zweier-Staffeln an 
diesem Team-Staffelwettbewerb.

Herzlichen Glückwunsch an alle Teilnehmer!

Sportlicher Ausblick (Save the date)

¡¡ Lichterlauf: 28. September 2019

VGL wird wie in den Vorjahren mit einem Laufteam an 
den Start gehen. „Mitläufer“ sind gerne wieder willkom-
men.

AKTUELLES AUS UNSEREM HAUS
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